
 

 

 

Meldepflicht für Wildkameras gerichtlich bestätigt

 

Die Nutzung von Wildkameras ist im Saarland meldepflichtig.

Die Rechtmäßigkeit dieser Verpflichtung ist nunmehr vom Verwaltungsgericht des Saarlandes als 

wirksam angesehen worden. 

 

Dabei hat das Gericht in seiner Entscheidung vom 18. Mai 2016 

darüber getroffen, ob die Nutzung einer Wildkamera 

Vielmehr ging es einzig um die gesetzliche Verpflichtung, d

geprüft werden kann, ob dieser nach dem Bundesdatens

 

Bei der Videoüberwachung mittels Wildkameras handelt es sich um eine Erhebung und Verarbeitung 

personenbezogener Daten im Sinne des Bundesdatenschutzgesetzes.

Denn wenn Personen in den Aufnahmebereich der Bildkameras gelangen, w

personenbezogene Daten gespeichert.

Dabei komme es nicht darauf an, dass die Beobachtung von Personen kein Zweck der Nutzung der 

Wildkameras ist.  

Auch liege bei dem Beobachten von K

würden, keine ausschließliche persönliche Tätigkeit vor, die vom Anwendungsbereich des 

Bundesdatenschutzgesetzes ausgenommen wäre. 

Streitig sei allenfalls die Frage, ob es sich bei K

handelt und daher eine Anwendung des Bundesdatenschutzgesetzes nicht in Betracht

könne. 

Lediglich dann, wenn Verbotsschilder vorhanden sind

ersichtlich sein, dass es sich um eine nicht zu betrete

den jagdlichen Einrichtungen, für das ein Vertretungsverbot bestehe.

 

Da ein Verstoß gegen das Bundesdatenschutzgesetz mitteil

sollten Wildkameras in einer hinreichenden Entfernu

Einrichtungen angebracht werden.

Zudem ist es sinnvoll, die Kameras so einzustellen, dass diese lediglich den direkten Bereich der 

Kirrung anzeigen und nicht zugleich e

Zudem sollte auf Kirrungen und damit auf das Vorhandensein von jagdlichen Einrichtungen und/oder 

auf die Nutzung von Wildkameras 
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bei dem Beobachten von Kirrungen, bei denen die Wildkameras meistens eingesetzt 

keine ausschließliche persönliche Tätigkeit vor, die vom Anwendungsbereich des 
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den jagdlichen Einrichtungen, für das ein Vertretungsverbot bestehe. 

Da ein Verstoß gegen das Bundesdatenschutzgesetz mitteils hohen Bußgeldern geahndet wird

sollten Wildkameras in einer hinreichenden Entfernung zu den Waldwegen und nur an jagdlichen 

Einrichtungen angebracht werden. 

Zudem ist es sinnvoll, die Kameras so einzustellen, dass diese lediglich den direkten Bereich der 

zugleich eine weitere Fläche des Waldes.  

und damit auf das Vorhandensein von jagdlichen Einrichtungen und/oder 

ildkameras durch Schilder schriftlich hingewiesen werden. 
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